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2378
Gesetzwidrigkeit von Preisregelungsverordnungen des Bundes-
ministeriums für Inneres. Gesetzlich vorgeschriebenes Einver-
nehmen mehrerer Bundesministerien. Der Begriff "Einvernehmen"

setzt Zustimmung voraus.
Erk. v. 1. Juli 1952, V 8/52, V 11/52, V 14/52.

Die Kundmachung des Bundesministeriums für Inneres vom 7. November
1950 (verlautbart im Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" vom 9. November
1950, Nr. 260) wird, soweit sie durch die Kundmachung des Bundesmini-
steriums für Inneres vom 15. November 1951 (Amtsblatt zur "Wiener
Zeitung" vom 17. November 1951, Nr. 266) und vom 30. April 1952 (Amts-
blatt zur "Wiener Zeitung" vom 4. Mai 1952, Nr. 105) in ihrem rechtlichen
Bestande unberührt geblieben ist, als gesetzwidrig aufgehoben.

Im übrigen wird festgestellt, daß die beiden Kundmachungen des Bundes-
ministeriums für Inneres vom 7. November 1950 und vom 15. November 1951
ihrem ganzen Inhalt nach gesetzwidrig waren.

Tatbestand:
Im Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" vom 9. November 1950,

Nr. 260, wurde die. Kundmachung des Bundesministeriums für
Inneres vom 7. November 1950, betreffend Preisregelung für Schlacht-
vieh, Fleisch und Fleischwaren, verlautbart, die im Pkt. II bestimmt,
daß für Schlachtrinder, Schlachtkälber, Schlachtpferde und Schlacht-
schweine sowie für Fleisch und Fleischwaren die Preise der Woche
vom 18. bis 24. September 1950 als Höchstpreise gelten.

Im Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" vom 17. November 1951,
Nr. 266, wurde die Kundmachung des Bundesministeriums für
Inneres vom 15. November 1951, betreffend Preisregelung für
Schlachtschweine, Schweinefleisch und daraus hergestellte Fleisch-
waren inländischer Herkunft, verlautbart, die im Pkt. I unter
anderem auch Preise für Lebendschweine "ab Hof" festsetzt.

Durch die Kundmachung vom 15. November 1951 ist die frühere
Kundmachung VClm9. November 1950 teilweise abgeändert worden.
Eine weitere Abänderung hat die letztbezeichnete Kundmachung
durch die Kundmachung des Bundesministeriums für Inneres
vom 30. April 1952 (Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" Nr. 105 vom
4. Mai 1952) erfahren, mit der für Schlachtkälber, Kalbfleisch und
daraus hergestellte Fleischwaren inländischer Herkunft neue Höchst-
preise festgesetzt wurden.

Das Bezirksgericht St. Peter in der Au hat nun aus Anlaß des
Strafverfahrens gegen den Fleischhauer Karl H., der beschuldigt
wird, am 8. Oktober 1951 verschiedenen Landwirten übermäßige
Preise für Kälber und Schweine angeboten und bezahlt zu haben,
gemäß Art. 89 Abs. 2 und Art. 139 B.-VG. den Antrag gestellt,
die beiden Kundmachungen des Bundesministeriums für Inneres
vom 7. November 1950 und vom 15. November 1951 als gesetz-
widrig aufzuheben. Zur Begründung seines Antrages führt das
Bezirksgericht aus, daß beide Kundmachungen, entgegen der
Vorschrift des § 2 Abs. 5 des Preisregelungsgesetzes 1950, BGBL
Nr. 194/1950, nicht im Einvernehmen mit den in ihrem Wirkungs-
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bereich vornehmlich berührten Bundesministerien erlassen worden
seien.

Die Kundmachung des Bundesministeriums für Inneres vom
7. November 1950 wird auch vom BezirksgerichtLangenloisgemäß
Art. 89 Abs. 2 und Art. 139 B.-VG. als gesetzwidrig angefochten.
DiesesBezirksgerichthat über einen Strafantrag gegen den Fleisch-
hauermeister Johann B. zu entscheiden, dem zur Last liegt, daß
er in der Zeit vom 13. September bis 18. Oktober 1951 einer Fleisch-
agentur in Wien 12 Stück Weidnerkälber und ein halbes Weidner-
schweinzum Verkauf übergeben und dafür ein übermäßigesAufgeld
von zusammen 4848 S gefordert und entgegengenommenhat. Die
Anfechtung gründet sich darauf, daß die bekämpfte Kundmachung
bloß im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft, nicht aber auch im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau erlassen wurde,
obwohl sie auch die Händler betrifft.

Schließlich ist die Kundmachung des Bundesministeriums
für Inneres vom 15. November 1951 auch von der Steiermärkischen
Landesregierung, u. zw. mit der Begründung als gesetzwidrig
angefochten worden, daß der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft der Festsetzung von "ab Hof"·Preisen nicht zugestimmt
habe.

Entscheidungsgründe :
Die formelle Berechtigung der Steiermärkischen Landesregierung

zur Anfechtung der Kundmachung des Bundesministeriums für
Inneres vom 15. November 1951 ergibt sich aus Art. 139 B.-VG.
Die Berechtigung der Bezirksgerichte St. Peter in der Au und Langen.
lois zur Antragstellung ist gleichfalls nicht zweifelhaft, weil jedem
dieser beiden Gerichte in der bei ihm anhängigen Strafsache, die den
Antrag ausgelöst hat, die Frage zur Entscheidung vorliegt, ob der
Angeklagte die übertretung nach § 1 des Preistreibereigesetzes vom
31. März 1950, BGBL Nr. 92, dadurch begangen hat, daß er für
Schweine und Kälber ein offenbar übermäßiges Entgelt gefordert
oder ftngenommen hat. Da nach § 1 Abs. 3 des Preistreibereigesetzes
ebzEntgelt auch dann als offenbar übermäßig anzusehen ist, wenn
es den von der zuständigen Stelle für Bedarfsgegenstände der in
Betracht kommenden Art amtlich festgesetzten Preis überschreitet;'
die Preise für Schweine und Kälber aber vom BundesministeriuIll
für Inneres in den beiden angefochtenen Kundmachungen festgesetzt
worden sind, ist die Gesetzmäßigkeit dieser beiden Kundmachungen
eine Vorfrage für die Entscheidung der antragstellenden Gerichte.
Die beiden angefochtenen Kundmachungen stellen sich als generelle
Verwaltungsakte, somit als Verordnungen im Sinne des Art. 139
B.-VG. dar. Die formalen Voraussetzungen für die Antragstellung
sind daher in allen drei Fällen gegeben.

In der Sache selbst ist zur Klarstellung der Rechtslage zunächst
festzuhalten, daß die beiden angefochtenen Kundmachungen ihre
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gesetzliche Grundlage im § 2 Abs. 5 des Preisregelungsgesetzes 1950,
BGBI. Nr. 194(1950, haben, wonach das Bundesministerium für
Inneres "im Einvernehmen!r.!it"d!),):l)!l.ihrem. Wirkung~bereich
yprnehmlich berührten Bundesmlni~rien" PreIse für· -Sachgüter
oder Entgelte für Leistungen auch von Amts- wegen nach sinngemäßer
Durchführung des im § 2 Abs. 2 und 4 geregelten Verfahrens im
Einzelfalle durch Bescheid oder generell durch Kundmachung be-
stimmen kann. Das hier erwähnte Verfahren hat die Vorprüfung
durch das Bundesministerium für Inneres und die Begutachtung durch
die bei diesem Bundesministerium gebildete Preiskommissionzum
Gegenstand.

Von Bedeutung für die Entscheidung der vorliegenden An-
fechtung ist auch, daß durch das Gesetz vom 4. April 1951, BGBl.
Nr. 104, am Sitz der Bundesregierung ein Wirtschaftsdirektorium
gebildet wurde, dem mit Sitz und Stimme der Bundeskanzler, der
Vizekanzler, die Bundesminister für Inneres, für soziale Verwaltung,
für Finanzen, für Land· und Forstwirtschaft, für Handel und Wieder-
aufbau, für Verkehr und verstaatlichte Betriebe sowie der Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten angehören und in
dessen Wirkungsbereich unter anderem die Koordinierung der Preis-
politik mit den im Interesse der Gesamtwirtschaft liegenden Maß·
nahmen gehört.

Es entsteht nun zunächst die Frage, welche Bundesministerien
durch die angefoghtenen Kundmachungen in ihrem Wirkungsbereich
berührt wurden.(J>a beide Kundmachungen Handelspreise festsetzen,
sind durch ihre Regelung Handel und Gewerbe betroffen und wurde
daher zweifellos das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau
durch die Kundmachungen in seinem Wirkungsbereich berührt.
Die Kundmachung vom 15. November 1951 setzt aber auch "ab Hof"·
Preise fest, durch die die Landwirtschaft in ihren Interessen berührt
wird, und es muß deshalb zum mindesten hinsichtlich dieser Kund-
llachung auch das Bundesministerium für Land· und Forstwirtschaft
zu jenen Bundesministerien gezählt werden, mit denen vor der Er.
lassung der Kundmachung nach § ~Abs. 5 des Preisregelungsgesetzes
das Einvernehmen zu pflegen war;, Ob dies auch hinsichtlich der
Kundmachung vom 7. November 1950 zutrifft, die - wenigstens
ausdrücklich - "ab Hof".Preise nicht bestimmt hat, kann unerörtert
bleiben, weil diese Kundmachung tatsächlich im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft zustande
ge1>?mmenist.
I Im allgemeinen wird, wenn das Gegenteil nicht ausdrücklich vor-

geschrieben ist, nicht gefordert werden müssen, daß eine Verordnung
ihre gesetzliche Grundlage angibt. Anders jedoch dann, wenn das
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Gesetz die Befugnis zur Erlassung der Verordnung von der Her-
stellung des "Einvernehmens" mit einem oder mehreren anderen
Bundesministerien oder mit sonstigen Stellen abhängig macht. In
einem solchen Fall ist die Gesetzmäßigkeit der Verordnung von
einem Tatbestand abhängig, dessen Erfüllung von dem Betroffenen
nicht kontrolliert werden kann und der daher bei Verlautbarung der
Verordnung ausdrücklich festgestellt werden muß. Bei der Bedeutung,
die demnach dem vom Gesetz geforderten Einvernehmen zukommt,
muß eine Verordnung, wenn sie die Herstellung des zu ihrer Erlassung
erforderlichen Einvernehmens mit. einem oder mehreren anderen
Bundesministerien nicht ausdrücklich feststellt oder wenn sie nicht
alle Bundesministerien, mit denen das Einvernehmen zu pflegen war,
anführt, schon aus diesem Grunde allein als gesetzwidrig erachtet
werden~ Umsomehr muß dies dann gelten, wenn die verordnende
Behör& selbst nicht einmal behauptet, das Einvernehmen mit allen
Bundesministerien, die nach dem Gesetze hiezu berufen waren, ge-
pflogen zu haben.

Nun steht einwandfrei fest, daß vor Erlassung der Kundmachung
vom 7. November 1950 das Einvernehmen wohl mit dem Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, nicht aber auch mit dem
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau hergestellt worden
ist, obwohl dieses Bundesministerium durch die Kundmachung schon
deshalb in seinem Wirkungskreise berührt wird, weil ja die Preis-
regelung auch die Groß- und Kleinhandelspreise zum Gegenstand
hat. Anderseits steht ebenso fest, daß vor Erlassung der Kund-
machung vom 15. November 1951 das vom Gesetz geforderte Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
nicht hergestellt worden ist. Wenn das Bundesministerium für Inneres
diesen Anfechtungsgrund mit dem Hinweis darauf zu entkräften
sucht, daß sowohl im Wirtschaftsdirektorium wie auch in der Preis-
kommission ein Vertreter des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft an der Vorberatung des Kundmachungsentwurfes
teilgenommen habe, ohne gegen den Entwurf einen grundsätzlichen
Einwand zu erheben, so muß ihm entgegengehalten werden, daß
das Wirtschaftsdirektorium nur eine beratende Funktion haben kann,
und daß dann, wenn im Wirtschaftsdirektorium ein "grundsätzlicher
Beschluß" gefaßt worden ist, erst noch das im § 2 Abs. 1 bis 4 des
Preisregelungsgesetzes 1950 vorgeschriebene Verfahren durchzuführen
ist, darüber hinaus aber im § 2 Abs. 5 des bezogenen Gesetzes auch
noch das Einvernehmen mit den in ihrem Wirkungsbereich vornehm-
lich berührten Bundesministerien gefordert wird. Weder das Ver-
fahren im Wirtschaftsdirektorium noch das Verfahren vor der Preis.
kommission bedeutet also eine endgültige Bindung der beteiligten
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Bundesministerien, zumal die verordnende Behörde nicht unbedingt
verpflichtet ist, einen Beschluß des Wirtschaftsdirektoriums einzu-
holen und das Gutachten der Preiskommission, das einzuholen sie
allerdings verpflichtet ist, für das verordnende Bundesministerium
nicht bindend ist. Das Einvernehmen mit den in ihrem Wirkungs-
bereich vornehmlich berührten Bundesministerien ist vielmehr von
der verordnenden Behörde vor Erlassung der Kundmachung ohne
Rücksicht darauf herzustellen, ob im Wirtschaftsdirektorium oder
in der Preiskommission Vertreter dieser Bundesministerien anwesend
waren und ob sie dort der beabsichtigten Regelung zugestimmt
haben oder nicht. Die Stellungnahme dieser Vertreter ist für die
schließliche Entscheidung der in ihrem Wirkungsbereich vornehmlich
berührten Bundesministerien - mögen sie dem Entwurf im Vor-
verfahren ihre Zustimmung erteilt haben oder nicht - bedeutungslos.
Ob der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, wenn er,
wie im vorliegenden Falle, eine im Wirtschaftsdirektorium oder in
der Preiskommission erteilte Zustimmung vor Erlassung der Ver-
ordnung widerruft und dadurch der Verlautbarung der Kundmachung
entgegentritt, dafür politisch zur Verantwortung gezogen werden
könnte, ist eine Frage, die der Verfassungsgerichtshof in diesem
Rahmen nicht zu lösen hat. Fest steht jedenfalls, daß der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft dem Kundmachungsentwurf
des Bundesministeriums für Inneres seine Zustimmung endgültig
ausdrücklich verweigert hat, und daß daher bezüglich dieser Kund-
machung das durch § 2 Abs. 5 des Preisregelungsgesetzes geforderte
Einvernehmen mit diesem durch die Kundmachung in seinem
Wirkungsbereich vornehmlich berührten Bundesministerium nicht
hergestellt worden ist; iOhne Erzielung dieses Einvernehmens war
aber das Bundesministerium für Inner~s zpr Verlautbarung der
Kundmachung nach dem Gesetz nicht befugt. 'Auch die Kundmachung
vom 15. November 1951 ist daher gesetzwidrig.

Durch Pkt. III der Kundmachung des Bundesministeriums für
Inneres vom 28. Juni 1952 (Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" vom
29. Juni 1952, Nr. 150) ist die angefochtene Kundmachung vom
15. November 1951 mit Wirkung vom 1. Juli 1952 aufgehoben worden.
Hinsichtlich dieser Kundmachung konnte daher der Verfassungs-
gerichtshof am Tage seiner Beschlußfassung gemäß Art. 139 Abs. 3
B.-VG. lediglich feststellen, daß die Verordnung gesetzwidrig war.
Die gleichfalls angefochtene Kundmachung vom 7. November 1950
dagegen ist noch insoweit in Kraft, als sie durch die Kundmachung
vom 15. November 1951 und die Kundmachung vom 30. April 1952
nicht abgeändert worden ist. Sie war daher in diesem Umfang,
in dem sie am Tage der Beschlußfassung des Verfassungsgerichtshofs
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noch in rechtlicher Geltung gestanden ist, als gesetzwidrig aufzuheben,
während im übrigen auch hinsichtlich dieser Verordnung nur fest-
zustellen war, daß sie gesetzwidrig war.

2379
NS-Gesetz. Benützungsbewilligung für Möbel. Gesetzlicher

Richter. Behördliche oder privatwirtschaftliche Verfügung.
Erk. v. 1. Juli 1952, B 70/52, 71/52 und 72/52.

Die angefochtenen Bescheide werden als verfassungswidrig aufgehoben.

Entscheidungsgründe:
Nach den Erhebungen steht fest, daß der Magistrat der Stadt

Wien, Mag.-Abt. III/2, unter dem 15. September 1945dem Beschwerde.
führer Leopold H. für die Wohnung des bisherigen Inhabers Ing.
KarlBt. in Wien VII, Kirchengasse 48/11, eine vorläufige Benützungs.
bewilligung ausgestellt hat, ohne ihm gleichzeitig oder in der Folge
auch eine Benützungsbewilligung für die Möbel dieser Wohnung zu
erteilen. Erst als der Eingewiesene unter Vorlage eines Verzeichnisses
über die in der Wohnung stehenden Möbel und sonstige Einrichtung
ein Jahr später um deren Überlassung gegen Bezahlung ansuchte,
erließ die Mag.-Abt. 50 - Möbelreferat unter dem 11. Jänner 1947
einen Sicherstellungsbescheid, kraft dessen über die Möbel der Wohnung
St. nur mit Bewilligung des Wohnungsamtes - Möbelreferat und
von keiner anderen Stelle sollte verfügt werden dürfen. Über das
die kaufweise Überlassung gegenständlicher Möbel betreffende An-
suchen des Beschwerdeführers vom November 1946 traf das Möbel-
referat erst eine Verfügung, nachdem die von ihm veranlaßten Er-
hebungen ergeben hatten, daß der bisherige Inhaber Ing. St. nach
den vorhandenen parteiamtlichen Vormerkungen Angehöriger der SS
und zur Zeit des Einmarsches der Roten Armee in Wien von seinem
Wohnsitz abwesend war. Diese Verfügung bestand darin, daß das
Möbelreferat den Großteil der in die vorgelegte Inventarliste auf-
genommenen Möbel und sonstigen Einrichtungsstücke der Wohnung
St. mit Ausfolgeschein vom 27. Jänner 1948 dem Beschwerdeführer
zur leihweisen Benützung überließ. Über eine im Zusammenhang
mit den späteren Freigabeanträgen an das Möbelreferat gestellte
Anfrage .teilte dieses dem Magistratischen Bezirksamt für den
VI./VII. Bezirk unter dem 10. März 1948 mit, die Einrichtungs.
gegenstände der Wohnung St. seien mit Sicherstellungsbescheid
vom 11. Jänner 1947 erfaßt worden; ihr Inhaber Ing. Karl St. sei
nach der Auskunft der ZentralevidenzsteIle beim Bundesministerium
für Inneres seit 11. März 1~32Mitglied der NSDAP und seit I.Juni 1934


